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Es ist nicht leicht für einen Ostdeutschen der
jüngeren Generation, der letzten, die noch
wesentliche Zeitabschnitte ihres Lebens im
„real existierenden“ Sozialismus der DDR
verbracht hat, über sein Verhältnis zu Kon-
rad Adenauer zu schreiben. Die Gründe
dafür sind nicht in Ressentiments oder ideo-
logischen Belastungen zu suchen. Es macht
sich vielmehr die einfache Tatsache be-
merkbar, dass es zu diesem Thema auf den
ersten Blick kaum etwas zu sagen gibt. Be-
ginnen wir bei den Anfängen: Meine Mutter
hat mich mehrfach wissen lassen, dass es
für sie eine gewisse Erleichterung bedeutet
habe, dass ich noch in den Abendstunden
des 2. Januar 1976 geboren worden sei. Zwar
wäre der 3. Januar als Geburtstag meiner Ur-
großmutter ein „rundes Datum“ gewesen, je-
doch ein überschattetes. Partei- und Staats-
führung sowie die „revolutionäre Arbeiter-
klasse“ der DDR feierten den 100. Geburts-
tag des ersten und einzigen Präsidenten die-
ses Staates, Wilhelm Pieck – Anlass genug
für meine Mutter, ungebetene Glückwün-
sche von offizieller Seite zu befürchten. Dies
trat freilich nicht ein, gleichwohl verfolgte
das Honecker-Regime die feierliche Insze-
nierung des Gedenktages mit Nachdruck. Es
galt Pieck nicht nur als kommunistischen
Parteiführer und „Inspirator des antifaschis-
tischen Kampfes“ ins rechte Licht zu rücken,

sondern insbesondere als den „Staatsmann
neuer Art“, den Vertrauten der Werktätigen,
die Inkarnation eines sozialistischen Tu-
gendkataloges von Bescheidenheit über
Gerechtigkeitssinn bis zur schlichten Herz-
lichkeit. Pieck spielte für die SED die Rolle
einer fortwirkenden Integrationsfigur, und
er verkörperte den Gründungsmythos der
DDR, besonders nach Ulbrichts Sturz.
Dass sich nur zwei Tage nach diesem 3. Ja-
nuar 1976 der Geburtstag eines anderen
Gründervaters der jüngsten deutschen Ge-
schichte zum 100. Male jährte, erfuhren die
Bürger der DDR erwartungsgemäß aus
ihren Medien nicht: Konrad Adenauer sollte
noch lange Zeit eine Unperson für den
Osten Deutschlands bleiben, für die man
nicht einmal ein polemisches Gedächtnis
bewahrte. Selbstverständlich ist dies jedoch
keinesfalls, da in den fünfziger Jahren Pro-
pagandisten im Stile eines Karl Raddatz aus
dem Programm der Adenauer-Regierung
Faschismus und Krieg herauslesen wollten
und bei den Bonner politischen Eliten eine
„faschistische Durchsetzung“ zu erkennen
glaubten. So primitiv diese Propaganda
auch war, ihre Wirkung verfehlte sie doch
nicht gänzlich. Die Gefahr, die von einem
„Kriegstreiber“ Adenauer zu befürchten
wäre, stand manchen Angehörigen einer
Generation, die in Trümmern aufgewach-
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sen war, nur zu deutlich vor Augen, und die
Assoziation von „Krieg“ und „Faschismus“
bedurfte keiner ideologischen Nachhilfen.
Der Appell an die untergründige Angst
konnte somit langfristige Folgen zeigen,
eine existenzielle negative Vorprägung des
Adenauer-Bildes entfalten und auch die
Bundesrepublik selbst partiell diskreditie-
ren – unabhängig von durchaus sehr kriti-
schen Haltungen der Menschen zur DDR.
So habe auch ich noch oft zu Hause eine
stark ablehnende Meinung erfahren, sobald
das Gespräch auf Adenauer kam. Mein Va-
ter, aufgewachsen in einem thüringischen
Pfarrhaus und daher stärker abgeschirmt
gegenüber der offiziellen Propaganda be-
ziehungsweise von einem grundsätzlichen
Misstrauen ihr gegenüber geprägt, hat diese
Sicht nicht grundlegend verändert. Die po-
sitive Orientierung auf die Bundesrepublik
machte sich durchaus bemerkbar, doch
spielte der erste Kanzler in dem Zusam-
menhang nie eine entscheidende Rolle:
Adenauer hatte auf die Magnetwirkung des
Westens auf den Osten gesetzt, die von ihm
selbst doch vielleicht am wenigsten aus-
ging. Ereignisse und Personen, über die jen-
seits des offiziellen Geschichtsbildes hinge-
gen mit großer Anteilnahme gesprochen
wurde, gehörten der Ostblockgeschichte
an: Der Ungarnaufstand von 1956, Alexan-
der Dubcek und der Prager Frühling, der
verfemte Chruschtschow und auch der 17.
Juni – das waren Hoffnungszeichen. Und
selbst Walter Ulbricht geriet durch seine be-
wusste Marginalisierung im Geschichtsbild
der Honecker-Ära in ein eigentümliches
Zwielicht von versteckter Sympathie in sei-
ner Heimatstadt Leipzig. In meiner privaten
Erfahrungswelt der achtziger Jahre kam der
Name Adenauer also kaum vor, wenn doch,
dann eher mit negativen Konnotationen.
Aus dem Blickwinkel der Schule bezie-

hungsweise der zeitgeschichtlichen Litera-
tur der DDR ergibt sich kein grundsätzlich
anderes Bild. Im Geschichtslehrbuch von
1967 hatte Adenauer noch als Wortführer
einer separatistischen Großbourgeoisie
eine umfangreichere „Würdigung“ erfah-
ren. Der Bankier Pferdmenges, „der bereits
während des Faschismus an den Schalthe-
beln der Macht gesessen hatte“, und „Kriegs-
verbrecher wie Globke“ waren namentlich
aufgeführt, die „Remilitarisierung“ der Bun-
desrepublik war in Details geschildert wor-
den. Vor dem Hintergrund einer marxisti-
schen Terminologie gesellschaftlicher Ent-
wicklungsstadien hatte sich hier der auch
andernorts von Ulbricht propagierte Zwei-
kampf zwischen dem westlichen „Spalter“
Adenauer und dem östlichen „Kämpfer für
die Einheit Deutschlands“ Ulbricht abge-
spielt. Insofern war die bundesrepublikani-
sche Geschichte, wenn auch als Negativ-
folie, Teil des historischen Selbstverständ-
nisses der DDR gewesen.

damnatio memoriae

In der Historiographie der Honecker-Ära ist
zunächst von dieser „lebendigen“ Sicht der
Dinge nicht viel übrig geblieben. Propor-
tional zur Dezimierung der Erwähnungen
Ulbrichts reduziert sich auch das über
Adenauer vermittelte „Wissen“ erheblich.
„Objektive“ Entwicklungen imperialisti-
scher Restauration sind nun der Rahmen, in
den sich einige aus dem Kontext gerissene
Zitate, Fakten oder polemische Karikaturen
einfügen. Nicht der Rückzug Adenauers
von der politischen Bühne nach 1963 hatte
dabei den Ausschlag für das gewandelte
Bild gegeben sondern der innenpolitische
Wechsel 1971 in der DDR. 
Den Kern dieses Konzeptionswandels
sprach der führende Historiograph Heinz
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Heitzer 1972 in einem programmatischen
Aufsatz an: „Alle Untersuchungen über die
Politik zur antifaschistisch-demokratischen
Erneuerung Deutschlands, zur Wiederher-
stellung der staatlichen Einheit auf demo-
kratischer Grundlage müssen von den in-
ternationalen Erfordernissen und den in-
ternationalistischen Verpflichtungen der
deutschen Arbeiterklasse ausgehen.“ Die-
ses Zurückdrängen der deutschen Frage in
der Gesamtkonzeption korrespondierte
der  Reduktion der Gestalt Adenauers auf
wenige formelhafte Kategorien, die ihn der
Spaltung Deutschlands, der Herrschaft der
Monopolbourgeoisie und der Remilitarisie-
rung zuordnen. Nun ist betont worden,
dass trotz aller Wandlungen des konkreten
Erscheinungsbildes „Adenauer während
der gesamten Zeit des Bestehens der DDR
der personifizierte Exponent des Feindbil-
des“ gewesen sei. Das scheint mir nur parti-
ell zuzutreffen. Unzweifelhaft blieben ge-
wisse Floskeln erhalten, doch gerade der
das Bild der fünfziger und teils noch der
sechziger Jahre prägende Bezug zum „Fa-
schismus“ wurde entschieden zurückge-
nommen. Ebenso darf man die Wirkung
der quantitativen Reduktion nicht unter-
schätzen. War in der Frühphase der DDR
hoch emotionalisiert ein personales Feind-
bild vermittelt worden, so verfiel Adenauer
später (wie viele andere auch) einer dam-
natio memoriae. Noch meiner Generation
ist in der Schule (die ich allerdings nur bis
zur achten Klasse im „Sozialismus“ be-
suchte) kein irgendwie geartetes Bild vom
ersten Kanzler vermittelt worden. Erinnern
kann ich mich lediglich an einen Propa-
gandafilm zur DDR-Gründung im Heimat-
kunde-Unterricht der vierten Klasse, der
auch die „Bonner Separatisten“ in eine fin-
stere Szenerie rückte, wobei das füllige Ge-
sicht Ludwig Erhards allerdings mehr Aus-

strahlung entwickelte als der hagere Ade-
nauer. Die Tatsache des quantitativen
Rückganges der Information scheint mir
also eine größere Bedeutung für das Ade-
nauer-Bild gehabt zu haben, als ihr ge-
meinhin zugebilligt wird.
Dieser Befund ist allerdings für die letzten
zwei bis drei Jahre der DDR-Existenz erneut
infrage zu stellen. Es lässt sich nun eine ge-
wisse Versachlichung der Bewertung in
neuen wissenschaftlichen Publikationen
beobachten. So gestehen die Biographien
zur Weltgeschichte (1989) dem ehemals of-
fen als Faschisten titulierten Bundeskanzler
zu, „1934 und 1944 kurzzeitig inhaftiert“ ge-
wesen zu sein. Und in Erich Nickels BRD-
Geschichte (1988) erscheint Adenauer als
die bei weitem überragende historische Per-
sönlichkeit des anderen deutschen Staates.
Die einstmals durch DDR-Propaganda ge-
steuerten Kampagnen gegen Hans Globke
und Theodor Oberländer finden überhaupt
keine Erwähnung mehr – hier ist der grund-
legende Wandel gegenüber der Ulbricht-
Zeit unübersehbar. Eine vollständig unpo-
lemische Betrachtung Adenauers hätte der
DDR nicht nur Legitimationsmittel entzo-
gen, sie war auch nach den geschichts-
theoretischen Maximen undenkbar. Desto
aufmerksamer hat man auch leichte Ver-
änderungen des Zungenschlages wahrge-
nommen. 

Skepsis gegen Leitbilder

Szenenwechsel: Elf Jahre nach den gro-
ßen Freiheitsdemonstrationen in meiner
Heimatstadt Leipzig, zehn Jahre nach der
Wiedervereinigung herrscht auch in Ost-
deutschland, global gesehen, bundesdeut-
sche Normalität. Es ist dies die Normalität
einer auf den Wertmaßstäben des Grund-
gesetzes und damit nicht unwesentlich auf
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den Wertvorstellungen von Konrad Ade-
nauer beruhenden Demokratie. Sie kann –
entgegen manchen Unkenrufen – als auch
im Osten innerlich gefestigt gelten, zumal
man hier die Demokratie, und zwar mit de-
mokratischen Mitteln, selbst erkämpft hat.
Aber gerade dieses Selbst-Bewusstsein ist es
auch, das Versuchen einer rein bundesre-
publikanischen Identitätsstiftung kritisch
gegenübertritt; es kann den Ostdeutschen
die Bewahrung ihrer spezifischen histori-
schen Prägung erleichtern, um diese in das
gemeinsame Vaterland einzubringen. Was
hat das mit der Sicht auf Adenauer zu 
tun?
Der erste Bundeskanzler ist zweifellos die
entscheidende Gründerfigur der Bundes-
republik, vielleicht ihr überhaupt bedeu-
tendster Politiker. Aber sein Wirken fällt in
die Phase realer, wenn auch von ihm nie
anerkannter deutscher Zweistaatlichkeit;
und so ist ihm das historische Schicksal
bestimmt gewesen, trotz seines konse-
quenten, ja oftmals intransigenten Eintre-
tens für die deutsche Einheit nur für den
westlichen Teil Deutschlands wirklich zu ei-
ner Vaterfigur geworden zu sein. So wird
auch für mich als Vertreter der in den acht-
ziger Jahren in der DDR aufgewachsenen
Generation das Verhältnis zu Adenauer
distanziert bleiben. Das lässt sich nicht auf
die DDR-Propaganda, auch nicht allein auf
die gezielte Marginalisierung seiner Person
im Geschichtsbild zurückführen. Es ist wohl
eher eine substanzielle Skepsis gegenüber
historischen Leitbildern überhaupt, die
eine sich historisch legitimierende Ideolo-
gie hinterlassen hat, und zwar bei weitem
nicht erst seit ihrem Zusammenbruch. Auch
auf dem Gymnasium, das ich seit 1990 be-
suchte, spielte die bundesdeutsche Ge-
schichte zwar eine wichtige Rolle, es blieb
aber bei einer sachlich-neutralen Behand-

lung, was ich als wohltuend empfand. Diese
ostdeutsche Unfähigkeit zur Identifikation
mit Adenauer und dem politischen Ge-
schehen der frühen Bonner Jahre bringt
auch einen entscheidenden Vorteil mit
sich: die Möglichkeit einer unbefangenen
Annäherung an das historische Phänomen
Adenauer.
Vor diesem Hintergrund verstehen sich die
folgenden Beobachtungen als Fragmente
eines momentanen Bildes. Es ist das große
Verdienst der nicht nur politischen Biogra-
fie Konrad Adenauers von Hans-Peter
Schwarz, gerade auch die familiären und
milieubedingten Voraussetzungen seiner
ethischen und politischen Orientierung
herausgearbeitet zu haben. Auch der Nach-
kriegspolitiker Adenauer, immerhin ein
Mann von etwa siebzig Jahren und daher ge-
festigten Anschauungen, muss vor diesen
Hintergründen gesehen werden, denn man
wird ihm unbedingt zubilligen müssen,
auch im Politischen ein Mann von Prinzi-
pien gewesen zu sein. Dabei kondensiert
sich das christlich-abendländische Men-
schenbild in der berühmten Kölner Grund-
satzrede vom 24. März 1946 zum Doppel-
begriff von Freiheit und Verantwortung:
„Freiheit der Person ist nicht Schrankenlo-
sigkeit und Willkür, sie verpflichtet jeden,
beim Gebrauche seiner Freiheit immer ein-
gedenk zu sein der Verantwortung, die je-
der Einzelne für seine Mitmenschen und für
das ganze Volk trägt.“ Zugleich ist Freiheit
gerade der Ausdruck der Würde des Indivi-
duums, dem künftig der klare Vorrang ge-
genüber der staatlichen Gewalt zukommen
solle. Folglich sieht Adenauer nur in einer
Demokratie nach den Grundsätzen christli-
cher Ethik eine Möglichkeit, die nach der to-
talen Niederlage für den „Wiederaufstieg“
des deutschen Volkes notwendige geistige
Umerziehung zu vollbringen.
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Ähnlich scharf ist von Anfang an das Ge-
genbild zu dieser Konzeption bestimmt:
„Die materialistische Weltanschauung hat
zwangsläufig zu einer weiteren Überhö-
hung des Staats- und Machtbegriffs, zur Min-
derbewertung der ethischen Werte und der
Würde des einzelnen Menschen geführt.“
Sozialismus und Nationalsozialismus seien
aus der gleichen materialistischen Wurzel
erwachsen. Mehrere Grundüberzeugungen
sind hier in ein streng dualistisches Weltbild
verwoben, die materialistischen Triebkräfte
der Freiheit im Bereich der Wirtschaft fasst
Adenauer ebenso wenig ins Auge wie die
ideellen und durchaus an der Würde des
Menschen orientierten Zielsetzungen des
sozialistischen Weges. Er verfestigt eine
dichotomische Denkweise, die aus den Er-
fahrungen der Kölner wie der NS-Zeit ver-
ständlich erscheint. Für eine erfolgreiche
Parteipolitik mochte diese klare Positions-
bestimmung von Vorteil sein, aber sie zeigt
auch die Grenzen der politischen Weltsicht
des ersten Bundeskanzlers, Grenzen, wie sie
auch für seine Gegner mit ähnlich intransi-
genten Positionen zu beobachten sind,
Grenzen, die letztlich eine polarisierende
Wirkung entfalteten.
Innerhalb dieser Grenzen jedoch scheint
mir das leitende Konzept der Ära Adenauer
ein integratives gewesen zu sein. Das gilt auf
mehreren Ebenen und ist im Einzelnen auch
nicht ohne politische Brisanz, die erzielte
Gesamtwirkung eines stabilisierten, (kanz-
ler-)demokratischen Staatswesens auf der
Basis der Trümmergesellschaft erfordert
allerdings hohe Anerkennung. Integration
ist zunächst das Ziel der Wirtschafts- und So-
zialpolitik. Aus dem Prinzip von Freiheit und
Verantwortung heraus galt es, eine markt-
wirtschaftliche Ordnung zu etablieren,
welche auf schnellstem Wege die Not der
Nachkriegsjahre überwinden und einen un-

gezügelten Kapitalismus verhindern sollte.
Wirtschaftliche Machtkonzentration lehnte
Adenauer in offiziellen Verlautbarungen
ebenso ab, wie er allen weit reichenden So-
zialisierungsgedanken eine deutliche Ab-
sage erteilte. Auch wenn die Sozialgesetz-
gebung bedeutende Fortschritte erzielte,
überwogen in Adenauers Wirtschaftspolitik
insgesamt die restaurativen Tendenzen. So
konservierte der beachtliche ökonomische
Aufschwung einerseits die wirtschaftlichen
Machtverhältnisse, schuf andererseits aber
eine bisher beispiellose Verbesserung des
allgemeinen Lebensstandards, getreu dem
Kanzler-Diktum: „Mäßiger Besitz möglichst
vieler ist eine wesentliche Sicherung des
demokratischen Staates.“ Paradoxerweise
wurde gerade der Wohlstandsmaterialis-
mus zum Signum der Ära Adenauer.
Die zweite Integrationslinie von funda-
mentaler Bedeutung betraf die Frage von
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Schuld und Vergebung nach dem NS-Ter-
rorsystem. An der scharfen Verurteilung der
Verbrechen des Dritten Reiches durch
Adenauer, an seiner inneren Betroffenheit,
wie sie sich besonders deutlich in privaten
Briefen äußert, kann nicht gezweifelt wer-
den. 

Schuld und Vergebung

Doch erreichen seine offiziellen Verlautba-
rungen zu diesem Thema eine für die Nach-
kriegszeit eher bescheidene rhetorische
Kraft, und früh wird ein anderer Tenor da-
neben wahrnehmbar, wiederum in der Köl-
ner Grundsatzrede: „Aber wir wollen nur
den treffen, der wirklich schuldig ist; die Mit-
läufer, diejenigen, die nicht andere unter-
drückten, die sich nicht bereicherten, keine
strafbaren Handlungen begangen haben,
soll man endlich in Ruhe lassen. Sie selbst
sollen Zurückhaltung üben, weil sie, wenn
auch nur zu einem manchmal sehr kleinen
Teil, mit Schuld tragen an dieser entsetzli-
chen Entwicklung.“ Adenauer bewegt sich
mit dieser Forderung, streng genommen,
auf dem Boden vernünftiger Gerechtigkeit,
zugleich auch christlicher Vergebung ge-
genüber dem reumütigen Sünder, aber wie
reumütig war die Nachkriegsgesellschaft
tatsächlich? Adenauer selbst verstand es, ei-
nen neuen Patriotismus zu wecken, ge-
gründet auf der Bewältigung des schweren
Schicksals der Nachkriegsjahre. Konnte
dies genügen, um wieder „stolz darauf zu
sein, ein Deutscher zu sein“?
Zunächst hatte die Leitfigur der CDU er-
kannt, dass eine positive Orientierung in der
verzweifelten Situation nach Kriegsende er-
forderlich war, nicht anders als es auch die
politisch herrschenden Kräfte der sowjeti-
schen Zone praktizierten. Und auf längere
Sicht führte an einer Integration der frühe-

ren NSDAP-Anhänger kein Weg vorbei,
wollte man eine stabile Demokratie errich-
ten. Doch gerade diese Prioritäten erzeug-
ten zusammen mit der ungenügenden Ent-
nazifizierung durch die Alliierten und mit
der politischen Belastung politischer, juris-
tischer und militärischer Repräsentanten
der neuen Republik die schwere Selbst-
vergewisserungskrise der Bundesrepublik
in den sechziger Jahren, trugen zum ent-
schiedenen Schlussstrich einer Generation
unter die Ära Adenauer bei. In der SBZ/DDR
erfolgte zwar sicher eine härtere Abrech-
nung mit dem alten System, aber hinter 
dem Legitimationsbegriff „Anti-Faschis-
mus“ blieb der „deutsche Faschismus“ eine
anonyme Größe, eine beinahe schicksal-
hafte Macht des Bösen. Auch Adenauer ver-
stand es, seinen persönlichen „Anti-Natio-
nalsozialismus“ für die Legitimation einer
Bundesrepublik zu leihen, die ihre Vergan-
genheit zu guten Teilen nicht bewältigt
hatte. Mir scheint, für Adenauer kam der po-
litischen Demokratisierung der Primat zu,
man braucht deshalb an seiner morali-
schen Haltung nicht zu zweifeln. Und es
kam ihm sicher zugute, dass man es in Köln
noch immer verstanden hatte, Konflikte zu
entschärfen.
Neben dieser versöhnlichen Politik ge-
genüber den Mitläufern der NS-Zeit stand
die in keiner Weise konziliante, von Hass
und Verachtung geprägte Haltung gegen-
über dem kommunistischen System. Natür-
lich handelte es sich um die dominante
Konfliktlage seiner Amtszeit als Bundes-
kanzler, aber die Haltung ist älter und wohl
aus verschiedenen Wurzeln erwachsen.
Maß Adenauer stets einer christlich moti-
vierten Sozialpolitik einen zentralen Rang
in seiner politischen Gesamtkonzeption
bei, so war seine Ablehnung der marxisti-
schen Lehre vom Klassenkampf beinahe

68

Sebastian Kolditz

Die
politische
Meinung



Verblassendes Feindbild

eine Selbstverständlichkeit. Doch nicht al-
lein der Kommunismus erscheint als Be-
drohung. Daneben hatten sich bei ihm auch
Vorstellungen von einer permanenten ag-
gressiven Westpolitik Russlands, vielleicht
noch aus Zeiten des Ersten Weltkrieges, tief
eingeprägt. Und schließlich existiert jenes
ominöse Diktum „Asien steht an der Elbe“
aus einem Brief vom März 1946 an William
Sollmann, verbunden mit der Vorstellung
von einem „geistigen Vordringen Asiens“.
Dem stellt Adenauer den Geist Europas, das
heißt des Abendlandes beziehungsweise
des Westens gegenüber, zu dem er den
westlichen Teil Deutschlands zugehörig
sieht. Von der Überlegenheit dieses euro-
päischen Geistes ist er überzeugt.

Grundsätzliches Misstrauen

Die Frontlinien verschwimmen also, be-
nennen aber bereits die beiden großen po-
litischen Ziele, an denen Adenauer stets
kompromisslos festhalten sollte: die „Be-
freiung“ Ostdeutschlands vom Kommunis-
mus als Voraussetzung der deutschen Ein-
heit und die europäisch-westliche Integra-
tion der Bundesrepublik. Beide Fragen ste-
hen unter einem politischen Junktim, in
welches sich auch die Rüstungs- und Abrüs-
tungsmaßnahmen im globalen Maßstab
einfügen. Adenauer blieb beherrscht von ei-
nem grundsätzlichen Misstrauen, auch dem
eigenen Lager gegenüber, dass etwa die
alliierten Westmächte die deutsche Frage
zur Verhandlungsmasse machen könnten.
Gleichzeitig verstand er es, für die Bundes-
republik auf dem Wege der Europäischen
Gemeinschaften und der NATO-Aufnahme
bei den Partnern Vertrauen zu erwerben
und die eigene Souveränität zu erlangen.
Der Preis der Wiederbewaffnung bereitete
ihm diesbezüglich keine Sorgen, hielt er

doch selbst die Demonstration militärischer
Stärke gegenüber dem Osten für ein unbe-
dingtes Erfordernis. Auch in dieser Frage
war Adenauers Politik zukunftsorientiert,
und er mag sich durch die Erfolge bestätigt
gefühlt haben; sie offenbarte jedoch ein De-
fizit an Sensibilität gegenüber der Vergan-
genheit und trug dem von festen ethischen
Grundsätzen geleiteten Kanzler den Ruf ei-
nes recht sorglosen Pragmatikers ein.
Den großen Erfolgen in der Politik der
Westintegration, auch auf bilateraler Ebene
in der deutsch-französischen Verständi-
gung, steht jedoch eine letztlich ernüch-
ternde Bilanz von Adenauers Deutschland-
politik gegenüber. Es scheint mir grundsätz-
lich falsch zu sein, dies auf einen mangeln-
den Willen zur Einheit zurückzuführen, wie
oft unterstellt worden ist. Im Gegenteil, mit
aller Energie und den zur Verfügung ste-
henden Mitteln auch seines großen Anse-
hens wahrte er den Grundsatz der Offen-
haltung der deutschen Frage. Doch ließen
Bereiche der Deutschlandpolitik vielleicht
das nötige Augenmaß vermissen.
Das gilt keinesfalls generell, gerade mit der
„asiatischen“ Sowjetunion vermochte er
sich zu arrangieren. Relevante Passagen der
Erinnerungen zeigen eine durchaus diffe-
renzierte Sicht auf die Moskauer Akteure,
auch wenn Adenauer die sowjetische Poli-
tik allein als Machtpolitik aufzufassen
scheint. Und in den späten Jahren, ab 1958,
lässt sich auch eine gewisse Flexibilität in
der deutschen Frage erkennen. Doch zuvor
vermisst man in der dogmatisch geprägten
Deutschlandpolitik den für Adenauer sonst
so charakteristischen Grundzug des Kom-
promisses ohne substanzielles Nachgeben,
der Integration, des Auslotens von Lö-
sungswegen. Das konsequente Ignorieren
der Existenz einer anderen politischen
Führung in Deutschland bot auf Dauer
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keine Basis für eine Lösung der deutschen
Frage, mit oder ohne Anerkennung der
Staatlichkeit der DDR. 
Adenauers Deutschlandpolitik, so scheint
es mir, trug das Signum einer klaren, un-
nachgiebigen Position. Es stand der Primat
der Freiheit vor einem möglichst frühen
Zeitpunkt (nicht der Tatsache) der Einheit.
Doch die Übersteigerung seiner antikom-
munistischen Haltung zum Feindbild nahm
dem sonst so flexiblen Politiker hier die über
lange Zeit wohl noch vorhandenen Hand-
lungsspielräume. Dass er auch mit der Sow-
jetunion souveräne, erfolgreiche Verhand-
lungen zu führen verstand, zeigte sich be-
sonders 1955; gegenüber der DDR war er je-
doch zu keinem Ansatz in eine ähnliche
Richtung bereit. Wenn seine Grundhaltung
auch die Verwirklichung der Einheit 1990 in
manchem vorbestimmt zu haben scheint,
eine direkte Kontinuitätslinie lässt sich
kaum ziehen. Zum Erfolg der Deutschland-
politik bedurfte es unter anderem der vor-
sichtigen Annäherung, die später eine an-
dere Bundesregierung auf den Weg bringen
sollte.

Politisches Erbe

Das Gesagte oder auch nur Angedeutete
sind Überlegungen, Ansätze. Wenn sie zum
Teil kritische Akzente tragen, so ist das nicht
als eine Infragestellung der historischen
Leistungen des ersten Bundeskanzlers zu
verstehen. Aber es versteht sich als Infra-
gestellung von Teilen einer Adenauer-His-
toriographie, die, voll des Lobes und der
Würdigung, sich gern der Frage nach den
Bedingtheiten und Grenzen des politischen
Handelns ihres Protagonisten entzieht. Als
Beispiel sei nur Golo Manns wenig tief schür-
fendes Gesamturteil von 1976 zitiert: „Selten
sind die Politiker historischen Namens, von

denen man im Guten so Reichliches, Si-
cheres, im Schlechten nur so Ungesichertes
behaupten kann.“ Es geht der Geschichte
nicht um „Gutes“ oder „Schlechtes“, jeden-
falls in aller Regel. Es geht ihr um Erkennt-
nis des Wie und des Warum der Abläufe,
und hier sind in jüngeren Werken und Ar-
beiten zum Thema bedeutende Einsichten
gewonnen worden.
Gleichwohl hat der erste Kanzler nicht nur,
aber insbesondere in Gestalt der von ihm
geprägten CDU auch ein dauerhaft fort-
wirkendes politisches Erbe hinterlassen.
Und diese Tradition ist Verpflichtung, weil
viele Aspekte einer von Adenauer in der
Umsetzung flexibel, in den Grundlagen
aber unumstößlich gestalteten Politik auf
christlicher Wertgrundlage auch heute
nicht an Aktualität verloren haben. Das Prin-
zip individueller Freiheit, die unantastbare
Menschenwürde, der soziale Grundzug
christlicher Existenz: Diese Werte haben 
im Grundgesetz der Bundesrepublik ihre
feste Verankerung gefunden. Gleichwohl
scheint es heute zum Teil notwendig zu sein,
sie erneut zu entdecken. Adenauer nach-
zuspüren heißt auch, sich diese Gedanken
ins Bewusstsein zu rufen, gerade wenn man
sich seiner Tradition verpflichtet weiß. Es
heißt Tendenzen entgegenzutreten, die auf
eine Umkehr des Verhältnisses abzielen:
dogmatische Starrheit im politischen Ta-
geskampf, aber zunehmende Flexibilität in
den Leitvorstellungen christlich fundierter
Politik, es sei denn, man wolle darauf künf-
tig ganz verzichten. Dass aber christliche
Grundhaltungen eine beeindruckende po-
litische Wirkkraft entfalten können, hat
sich, aus ganz anderer Wurzel erwachsen,
nicht zuletzt in der friedlichen Revolution
von 1989 gezeigt, als eine Vision Konrad
Adenauers schließlich doch Realität ge-
worden ist.
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